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1. VON DER FRAGMENTIERUNG ZUR KOHÄRENZ  
 
Dieses Konzeptpapier bildet die Grundlage für einen Interföderalen Rahmen für Aktionspläne gegen 
Diskriminierung (IRAD), der die Entwicklung und Umsetzung von thematischen interföderalen 
Aktionsplänen – vor allem gegen Rassismus und zum Schutz der Rechte von LGBTI+ – straffen und stärken 
soll.  
 

1.1. DIE HERAUSFORDERUNG 
Belgien verfügt über ein breites Spektrum an Antidiskriminierungsinitiativen auf allen politischen Ebenen, 

mit wertvollen Aktionsplänen, Projekten und Rechtsvorschriften, die ein gemeinsames Engagement belegen. 

Dennoch ist das Ganze heute noch zu oft fragmentiert: Unterschiede in Bezug auf Schwerpunkt, Zeitplan und 

Methodik erschweren eine globale Bewertung und Kommunikation der Auswirkungen, sodass Belgien zwar 

viel tut, aber selten mit einer klaren Stimme spricht. Diese Fragmentierung untergräbt nicht die Absicht, 

sondern vielmehr die Wirksamkeit der Antidiskriminierungsmaßnahmen. Der Kampf gegen 

Diskriminierung überschreitet nämlich die Zuständigkeitsgrenzen und betrifft alle Bereiche der 

Gesellschaft. Keine Behörde kann dies allein bewältigen, sondern es bedarf der Zusammenarbeit. Die 

belgische Staatsstruktur macht eine solche Zusammenarbeit komplex, aber nicht unmöglich: Die letzten 

Jahre haben wiederholt gezeigt, dass ein koordiniertes Vorgehen zwischen verschiedenen Behörden 

funktioniert, sofern die Rollenverteilung, die Methodologie und die Achtung der Zuständigkeiten deutlich 

sind. Ein interföderaler Rahmen ist daher keine zusätzliche politische Ebene, sondern ein Instrument, das 

die vorhandenen Kräfte bündelt und die Zusammenarbeit strukturell gestaltet, ohne die politische 

Autonomie zu beeinträchtigen.  

1.2. EIN GESELLSCHAFTLICHER UND INTERNATIONALER IMPULS  
Die Forderung nach mehr Kohärenz in der belgischen Antidiskriminierungspolitik kommt nicht von ungefähr. 

Internationale Empfehlungen und nationale Entwicklungen weisen seit Jahren auf die Notwendigkeit eines 

koordinierten, interföderalen Ansatzes hin, der die Fragmentierung überwindet. Internationale 

Institutionen fordern Belgien auf, nationale Aktionspläne zu entwickeln, u. a. durch europäische Strategien 

für LGBTI+-Rechte und den Kampf gegen Rassismus sowie durch UN-Mechanismen wie EMLER, ECRI und 

aufeinanderfolgende UPR-Zyklen. Die Zivilgesellschaft und die Gleichstellungsorgane fordern ebenfalls eine 

kohärente, messbare Vorgehensweise, die bestehende Initiativen miteinander verbindet und so die Qualität 

und Glaubwürdigkeit der Maßnahmen stärkt. Darüber hinaus verleiht der aktuelle Kontext dem Ganzen eine 

besondere Dynamik. Neue europäische Strategien (wie die LGBTI+-Strategie 2026-2030 und der EU-

Aktionsplan gegen Rassismus 2025-2030) erfordern konkrete nationale Pläne. Außerdem jährt sich 2026 zum 

25. Mal das in Durban eingegangene Engagement Belgiens, einen nationalen Aktionsplan gegen Rassismus 

zu erstellen. Gleichzeitig befinden sich viele Behörden an einem Wendepunkt in ihrem Politikzyklus: Pläne 

laufen aus, werden überarbeitet oder neu aufgelegt. Dies bietet eine natürliche Gelegenheit, die nächste 

Generation von Initiativen in einem gemeinsamen Engagement zu verankern. 

Wenn Belgien diesen Impuls nutzt, kann es zwei Ziele gleichzeitig erreichen: Die Qualität und Wirkung jeder 

einzelnen Initiative stärken und eine erkennbare, glaubwürdige Vorgehensweise im Kampf gegen 

Diskriminierung präsentieren. Belgien verfügt über das Fachwissen, die Strukturen und das Engagement; 

die Herausforderung besteht nun darin, diese zu einem Ganzen zu verbinden. 
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1.3. AUF DEM WEG ZU EINER REALISTISCHEN UND PRAKTIKABLEN ANTWORT 
Frühere Versuche mit interföderalen Aktionsplänen haben gezeigt, dass ein einheitlicher, für alle 

anwendbarer Ansatz nicht funktioniert: Maßnahmen ohne Raum für Differenzierung verlieren an 

Unterstützung. Eine zu unverbindliche Zusammenarbeit führt jedoch zu einer Summe von Einzelplänen ohne 

gemeinsame Ausrichtung. Die Antwort liegt in der Mitte: Ein einheitlicher Rahmen, der eine klare Richtung 

vorgibt, aber Raum für eigene Akzente, Zeitplanung und politische Prioritäten lässt. Genau hier liegt die 

Stärke des vorliegenden Vorschlags: Er geht von gemeinsamen Grundsätzen aus, während die beteiligten 

Behörden entscheiden, wie sie diese im Rahmen ihrer Zuständigkeiten umsetzen. Dies schafft ein tragfähiges 

und nachhaltiges Gleichgewicht zwischen Kohärenz und Differenzierung. 

Genau das ist das Ziel des Interföderalen Rahmens für Aktionspläne gegen Diskriminierung (IRAD): Keine 

neuen Strukturen oder komplexe Verfahren, sondern eine gemeinsame Methodologie, um bestehende und 

künftige Initiativen aufeinander abzustimmen. Der IRAD fasst das jetzt Vorhandene in einem klaren, 

modularen Rahmen zusammen: Feste Bausteine, die für alle gelten, kombiniert mit Raum für eigene Beiträge 

der teilnehmenden Behörden. Er beruht auf einigen Grundprinzipien: Ein gemeinsamer Ansatz, der die 

Entwicklung thematischer interföderaler Aktionspläne erleichtert, bereichsübergreifende Maßnahmen, die 

Kooperation und gemeinsame Prioritäten verankern, Monitoring und Evaluierung, die Anpassungen 

ermöglichen, und Raum für Differenzierung. Denn die Wahl ist klar: Entweder wir machen weiter mit der 

Fragmentierung oder wir entscheiden uns für eine realistische und machbare Lösung, die innerhalb unserer 

staatlichen Struktur funktioniert. Der Interföderale Rahmen für Aktionspläne gegen Diskriminierung ist diese 

Antwort.  

 

2. EIN INTERFÖDERALER RAHMEN FÜR AKTIONSPLÄNE GEGEN 

DISKRIMINIERUNG 

Der Interföderale Rahmen für Aktionspläne gegen Diskriminierung (IRAD) setzt die in Kapitel 1 dargelegten 

Ziele in ein konkretes, praktikables Instrument um: Eine modulare Methodologie, die eine Richtung vorgibt, 

ohne Uniformität vorzuschreiben. Jede teilnehmende Behörde behält ihre eigenen Prioritäten, aber 

innerhalb einer gemeinsamen Struktur, die eine Zusammenarbeit unterstützt. 

Der Vorschlag wurde unter der Koordination des föderalen Büros für Chancengleichheit auf der Grundlage 

einer gründlichen Analyse und einer umfassenden Konsultation erarbeitet. In engem Dialog mit den 

Verwaltungen der föderierten Gebietskörperschaften wurden politische Dokumente, Erfahrungen von Anti-

Rassismus-Akteuren und der LGBTI+-Zivilgesellschaft, Lehren aus früheren Aktionsplänen und Erkenntnisse 

aus anderen Bereichen (wie geschlechtsspezifische Gewalt und Behinderung) einbezogen. Damit wurde eine 

kohärente interföderale Arbeitsmethode geschaffen, die den Grundstein für eine nachhaltige 

Zusammenarbeit legt. 

2.1. DER KERN DES VORSCHLAGS 
Der IRAD fungiert als eine gemeinsame Arbeitsmethode für die Entwicklung, Umsetzung und 

Nachverfolgung von thematischen interföderalen Aktionsplänen gegen Diskriminierung. Er legt nicht so 

sehr fest, was die teilnehmenden Behörden zu tun haben, sondern bietet eine Möglichkeit, deren 



 

 6 

 

Bemühungen aufeinander abzustimmen, damit das Ganze stärker, sichtbarer und kohärenter wird. Dies lässt 

Raum für eigene politische Akzente innerhalb eines übergreifenden und erkennbaren Aktionsplans. 

Innerhalb dieses Rahmens werden thematische interföderale Aktionspläne – z. B. zum Kampf gegen 

Rassismus oder für LGBTI+-Rechte – nach einer modularen Struktur entwickelt: ein einziger interföderaler 

Aktionsplan mit „differenzierten Kapiteln“, mit einem gemeinsamen Grundgerüst für alle teilnehmenden 

Behörden und Kapiteln, in denen jede Behörde ihren Beitrag eigenständig gestaltet.  

 

 

 

 

Diese integrierte Struktur stützt sich auf sechs Bausteine:  

(1) Ein interföderales Kapitel mit gemeinsam festgelegten Grundsätzen und Vereinbarungen,  

(2) Bereichsübergreifende Maßnahmen zur Verankerung der Zusammenarbeit über Zuständigkeitsgrenzen 

hinweg,  

(3) Eigenbeitrag der teilnehmenden Behörden im Rahmen eines interföderalen Aktionsplans,  

(4) Zusammenarbeit zwischen Behörden und mit der Zivilgesellschaft,  

(5) abgestimmtes Monitoring und  

(6) Evaluierung zur Gewährleistung von Transparenz und Kontinuität über mehrere Legislaturperioden 

hinweg.  

Die Modularität sorgt dafür, dass der Aktionsplan als ein einziger interföderaler Plan kohärent bleibt, auch 

wenn die teilnehmenden Behörden ihre eigenen Maßnahmen durchführen, und steht im Einklang mit den 

europäischen Leitlinien für nationale Aktionspläne, die integrierte, national ausgerichtete Strategien mit 

klaren Zielen, Indikatoren und Governance befürworten, aber gleichzeitig Raum für die Berücksichtigung 

föderaler oder dezentraler Strukturen lassen. 

 

2.2. DYNAMISCHE INTERFÖDERALE AKTIONSPLÄNE 
Der dritte Baustein sorgt dafür, dass das System gleichzeitig flexibel bleibt. Thematische interföderale 

Aktionspläne gegen Diskriminierung sind nicht als statische Dokumente konzipiert, sondern als dynamische 

THEMATISCHER INTERFÖDERALER AKTIONSPLAN GEGEN 
DISKRIMINIERUNG

Interföderales Kapitel
Bereichsübergreifende 

Maßnahmen

Eigenbeitrag der 
teilnehmenden 

Behörden 
Zusammenarbeit Monitoring Evaluierung 
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politische Rahmenwerke, die sich entsprechend der Realität der beteiligten Behörden weiterentwickeln. 

Diese Dynamik ist in einem komplexen Staatsgefüge, in dem Behörden mit unterschiedlichen Planungszyklen, 

politischen Schwerpunkten und gesellschaftlichen Herausforderungen arbeiten, unerlässlich. Die 

teilnehmenden Behörden entscheiden nämlich selbst, wie sie zu einem thematischen interföderalen 

Aktionsplan gegen Diskriminierung beitragen (siehe Kapitel 5). Die modulare Struktur des IRAD ermöglicht 

zudem eine schrittweise Einbringung von Beiträgen: Die Behörden können sich im Tempo ihrer eigenen 

Planentwicklung integrieren, ohne den gemeinsamen Prozess zu verlangsamen. Dies ermöglicht es, dass die 

interföderalen Aktionspläne von Anfang an eine Basis enthalten, die jedoch schrittweise durch die 

Integration neuer Beiträge der teilnehmenden Behörden erweitert wird. Entsprechend ihrer Laufzeit 

entwickeln sich die thematischen Aktionspläne somit zu immer umfassenderen und kohärenteren 

Dokumenten. Diese Dynamik bedeutet nicht, dass die Kohärenz verloren geht. Das gemeinsame 

interföderale Kapitel, die bereichsübergreifenden Maßnahmen und die vereinbarte Governance 

gewährleisten eine gemeinsame Ausrichtung, während die Entwicklung der Aktionspläne eine 

Differenzierung, Aktualisierung und Anpassung ermöglicht.  

Auf diese Weise bleiben die interföderalen Aktionspläne auf die unterschiedlichen institutionellen und 

sozialen Gegebenheiten abgestimmt, während sie gleichzeitig als kohärentes Ganzes den internationalen 

und europäischen Erwartungen entsprechen und thematisch kohärente Pläne gegen Diskriminierung 

ermöglichen, die über die Komplexität der belgischen Staatsstruktur hinausgehen. 

2.3. BREITE VERWENDBARKEIT 
Der IRAD ist als Rahmen konzipiert, der auf alle anerkannten Diskriminierungsgründe angewendet werden 

kann. Er bietet eine gemeinsame, modulare Methodologie, die Konsistenz gewährleistet und gleichzeitig 

Raum für eigene Beiträge der teilnehmenden Behörden lässt. Im Rahmen dieser gemeinsamen Methodik 

können thematische interföderale Aktionspläne für eine Vielzahl von Diskriminierungsgründen entwickelt 

werden, die jeweils auf denselben Bausteinen und der gleichen Governance beruhen, jedoch mit 

Maßnahmen, die auf die spezifische Realität des jeweiligen Diskriminierungsgrundes zugeschnitten sind. 

Der Teil-IMK Chancengleichheit und Antirassismus wird vorgeschlagen, den IRAD vorrangig auf zwei Themen 

anzuwenden, bei denen der Bedarf an Kohärenz und die internationalen Erwartungen am größten sind: die 

Bekämpfung von Rassismus und der Schutz der LGBTI+-Rechte (siehe weiter unten). Diese erste Anwendung 

ermöglicht es, die Methodologie in der Praxis zu testen und zu verfeinern, wobei die Möglichkeit besteht, 

den Rahmen später auf andere Diskriminierungsgründe anzuwenden. Dadurch wird vermieden, dass die 

Methodologie jedes Mal von Grund auf neu ausgehandelt werden muss. 

 

Der Erfolg des IRAD hängt jedoch von der Bereitschaft aller beteiligten Behörden ab, sich einem 

gemeinsamen Rahmen zu verpflichten. Flexibilität ist kein Synonym für Unverbindlichkeit: Differenzierung 

ist möglich, aber im Rahmen eines kohärenten Ganzen, für das alle beteiligten Behörden gemeinsam 

Verantwortung übernehmen. Daher ist der erste Baustein – das interföderale Kapitel – ein entscheidender 

Ausgangspunkt. 

 

3. INTERFÖDERALES KAPITEL  
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Das interföderale Kapitel ist der gemeinsame Ausgangspunkt für jeden thematischen interföderalen 

Aktionsplan. Es fasst die Vereinbarungen zusammen, die alle teilnehmenden Behörden gemeinsam 

unterzeichnet haben, und dient als übergeordneter Rahmen, unter dem ihre Beiträge ausgearbeitet werden. 

Auf diese Weise wird ein einheitliches, kohärentes Ganzes geschaffen, das als Richtschnur für das 

gemeinsame Vorgehen dient, während jede Behörde ihre eigenen Schwerpunkte und Prioritäten innerhalb 

ihrer Zuständigkeiten setzen kann. 

 

Das interföderale Kapitel enthält nämlich einen Überblick über die teilnehmenden Behörden und ihren 

Beitrag zu einem thematischen interföderalen Aktionsplan, wie in Kapitel 5 dargelegt. Dieser flexible Ansatz 

ermöglicht es den Behörden, sich entsprechend dem Rhythmus ihres eigenen Planungszyklus zu beteiligen 

und dennoch Teil eines gemeinsamen Programms zu sein. Die Verpflichtung geht jedoch über einen bloßen 

Beitrag hinaus: Alle teilnehmenden Behörden verpflichten sich, im Rahmen ihrer Zuständigkeiten aktiv zu 

einem thematischen interföderalen Aktionsplan beizutragen.  Der interföderale Charakter beruht somit nicht 

auf Verpflichtungen, sondern auf gemeinsamer Verantwortung und Mitverantwortung. 

 

Darüber hinaus werden in diesem Kapitel konkrete Vereinbarungen über die Umsetzung, das Follow-up, die 

Evaluierung und die Kommunikation getroffen. In diesen Vereinbarungen wird festgelegt, wie 

bereichsübergreifende Maßnahmen koordiniert, Beiträge integriert, Ergebnisse überwacht und gemeinsame 

Fortschritte sichtbar gemacht werden. Sie gewährleisten eine klare Arbeitsweise, die Zuverlässigkeit, 

Transparenz und Kohärenz garantiert. Das föderale Büro für Chancengleichheit spielt hier eine 

unterstützende und koordinierende Rolle. 

 

Darüber hinaus werden bei der Entwicklung von thematischen interföderalen Plänen gegen Diskriminierung 

auch Initiativen in anderen Politikbereichen berücksichtigt, die für die Bekämpfung von Diskriminierung 

relevant sind, wie Armut, Gesundheit, Sicherheit, Behinderung oder Geschlecht. Da die verschiedenen 

Formen der Gefährdung häufig zusammen auftreten und sich gegenseitig verstärken können, ist eine 

Koordinierung mit diesen bestehenden Plänen erforderlich, um Überschneidungen und Lücken zu 

vermeiden. Das interföderale Kapitel identifiziert daher relevante Initiativen in anderen Politikbereichen. 

Diese Abstimmung erfolgt in erster Linie durch gezielte Verweise auf bestehende Initiativen im interföderalen 

Kapitel, sodass diese anerkannt und genutzt werden, ohne dass sie in separaten Aktionen übernommen oder 

überarbeitet werden müssen.  

 

Auf diese Weise bildet das interföderale Kapitel das Rückgrat jedes thematischen Aktionsplans: Es gibt dem 

gemeinsamen Ansatz die Richtung vor, stellt sicher, dass sich die Beiträge der beteiligten Behörden in einen 

einzigen gemeinsamen Rahmen einfügen, und gewährleistet, dass der Kampf gegen Diskriminierung nicht als 

eine Summe von Einzelinitiativen, sondern als kohärente Anstrengung betrachtet wird, die die Kräfte über 

die verschiedenen Zuständigkeitsebenen hinweg bündelt. 

 

4. BEREICHSÜBERGREIFENDE MAßNAHMEN 
 

Neben dem interföderalen Kapitel bilden die bereichsübergreifenden Maßnahmen den zweiten Baustein des 

IRAD. Während das interföderale Kapitel die gemeinsamen Vereinbarungen festlegt, konkretisieren die 

bereichsübergreifenden Maßnahmen die Zusammenarbeit über die politischen Ebenen hinweg. Diese 
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Initiativen entfalten nur dann ihre volle Wirkung, wenn sie über die Grenzen des jeweiligen 

Zuständigkeitsbereichs hinausgehen. Dabei geht es einerseits um feste, nicht thematische Maßnahmen, die 

für alle thematischen Aktionspläne gelten, und andererseits um themenspezifische Maßnahmen, die speziell 

für das Thema und die Bedürfnisse jedes einzelnen Aktionsplans zugeschnitten sind.  

 

4.1. EINE GEMEINSAME BASIS MIT THEMATISCHER VERFEINERUNG 
Der Teil-IMK für Chancengleichheit und Rassismusbekämpfung werden drei bereichsübergreifende 

Maßnahmen vorgeschlagen. Qualität hat hier Vorrang vor Quantität: Es handelt sich um eine begrenzte 

Anzahl fundierter, nicht thematischer Maßnahmen, die für alle thematischen interföderalen Aktionspläne 

gegen Diskriminierung gelten, die im Rahmen der Teil-IMK entwickelt wurden, wie die Pläne gegen Rassismus 

und zum Schutz der LGBTI+-Rechte. Sie bleiben im Prinzip bis zur abschließenden Evaluierung des IRAD im 

Jahr 2031 in Kraft, wobei die Möglichkeit besteht, ihre Wirksamkeit im Rahmen des Monitorings erneut zu 

evaluieren (siehe weiter unten).  

 

Darüber hinaus können zusätzliche, spezifischere bereichsübergreifende Maßnahmen innerhalb jedes 

thematischen interföderalen Aktionsplans gegen Diskriminierung entwickelt werden. Diese gehen auf die 

eigenen politischen Bedürfnisse und gesellschaftlichen Herausforderungen des Themas ein und ergänzen die 

drei festen Maßnahmen durch gezielte Initiativen. So bleibt jeder thematische Plan auf die konkrete Realität 

des jeweiligen Diskriminierungsgrundes zugeschnitten. Innerhalb der Teil-IMK Chancengleichheit und 

Rassismusbekämpfung wird jeder thematische interföderale Aktionsplan – zunächst für die Pläne gegen 

Rassismus und zum Schutz der LGBTI+-Rechte – zunächst den Bedarf an zusätzlichen thematischen 

bereichsübergreifenden Maßnahmen prüfen. Wenn sich innerhalb der Teil-IMK ein Konsens über diesen 

Bedarf abzeichnet, werden vom föderalen Büro für Chancengleichheit konkrete Maßnahmenvorschläge 

entwickelt und der Teil-IMK zur Validierung vorgelegt. 

 

4.2. ZENTRALE KOORDINIERUNG 
Die operative Ausarbeitung der bewilligten bereichsübergreifenden Maßnahmen – ergänzt durch allfällige 

thematische bereichsübergreifende Maßnahmen – erfolgt durch das föderale Büro für Chancengleichheit. 

Für jede Maßnahme werden Zielsetzungen, Indikatoren, zuständige Körperschaften, Zeitplan und 

Berichterstattungsmodalitäten festgelegt, sodass von Anfang an ein klarer Zusammenhang mit dem 

Monitoring und der Evaluierung besteht. Diese operativen Vorschläge werden dann der Teil-IMK zur 

Genehmigung vorgelegt. Nach der Validierung der operativen Ausarbeitung durch die Teil-IMK ist das 

föderale Büro für Chancengleichheit in enger Zusammenarbeit mit den Verwaltungen der beteiligten 

Behörden für die zentrale Koordinierung und Weiterverfolgung der bereichsübergreifenden Maßnahmen 

zuständig.  

 

Der Erfolg der bereichsübergreifenden Maßnahmen beruht jedoch auf dem Grundsatz der gemeinsamen 

Verantwortung. Die föderale Koordinierung sorgt für die notwendige Kohärenz, die methodologische 

Unterstützung und das Follow-up, aber die tatsächliche Umsetzung erfordert das aktive Engagement aller 

beteiligten Behörden. 

 

Die Fortschritte bei den bereichsübergreifenden Maßnahmen werden anhand von im Vorhinein 

festgelegten Indikatoren kontrolliert und bei der Halbzeit- und Abschlussevaluierung beurteilt. Auf dieser 

Grundlage kann die Teil-IK Maßnahmen beibehalten, verstärken, verfeinern, ersetzen oder neue 
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bereichsübergreifende Maßnahmen entwickeln, wobei der Grundsatz gilt, auf dem aufzubauen, was 

funktioniert, und erforderlichenfalls Anpassungen vorzunehmen. 

 

5. EIGENBEITRAG DER TEILNEHMENDEN BEHÖRDEN ZU EINEM 

INTERFÖDERALEN AKTIONSPLAN  
 
Eine zentrale Stärke des IRAD ist, dass er eine gemeinsame Struktur mit Raum für spezifische Schwerpunkte 

der teilnehmenden Behörden kombiniert. Jede Behörde leistet ihren eigenen Beitrag innerhalb eines 

gemeinsamen Rahmens, sodass die Pläne erkennbar miteinander verknüpft sind, sich aber dennoch in ihre 

eigene politische Realität einfügen. Dieser modulare Ansatz ermöglicht es, Beiträge hinzuzufügen, zu 

aktualisieren oder zu erweitern, ohne jedes Mal den gesamten interföderalen Aktionsplan neu aushandeln 

zu müssen. 

 

5.1. MODALITÄTEN DES BEITRAGS 
Der IRAD geht von der Feststellung aus, dass die teilnehmenden Behörden einem interföderalen Aktionsplan 

nicht alle im gleichen Stadium oder Tempo beitreten können, insbesondere nicht im Kampf gegen Rassismus 

und zum Schutz der LGBTI+-Rechte. Einige Aktionspläne sind bereits angelaufen, andere sind noch in 

Vorbereitung. Um diese Vielfalt zu respektieren und gleichzeitig Kohärenz zu gewährleisten, sieht der IRAD 

mehrere Möglichkeiten vor, einen Beitrag zu einem thematischen interföderalen Aktionsplan zu leisten. 

 

 

 

Option 1. Integration bestehender Pläne oder Maßnahmen: Behörden, die bereits über einschlägige Pläne 

oder Strategien verfügen, können diese direkt in einen interföderalen Aktionsplan (Bekämpfung von 

Rassismus/LGBTI+) integrieren, ohne deren interne Struktur zu ändern. Eine solche Integration ist vollständig 

möglich – wenn ein laufender thematischer Plan inhaltlich vollständig übereinstimmt – oder selektiv, durch 

Einbeziehung konkreter Maßnahmen aus z. B. umfassenderen Gleichstellungs-, Integrations- oder 

Diversitätsplänen. Bei dieser Option wird ausdrücklich angegeben, ob es sich um eine vollständige oder 

selektive Integration handelt. Bei einer Integration verweist der thematische Interföderale Aktionsplan auf 

den entsprechenden Aktionsplan, ohne ihn wortwörtlich wiederzugeben. Es werden nur die wichtigsten 

Daten (Ziele, Anwendungsbereich, Dauer) und die wichtigsten Maßnahmen zusammengefasst, so dass der 

Zusammenhang deutlich wird, ohne dass es zu einer Verdoppelung der Arbeit kommt.  

 

Option 2. Entwicklung eines neuen Plans oder einer neuen Strategie: Die Behörden können sich dafür 

entscheiden, einen neuen thematischen Plan (gegen Rassismus oder für LGBTI+-Rechte) als Beitrag zu einem 

thematischen interföderalen Aktionsplan auszuarbeiten. Wenn diese Option gewählt wird, wird – genauso 

wie in Option 1 – im thematischen Interföderalen Aktionsplan ausdrücklich auf den neuen Plan oder die neue 

Strategie verwiesen, ohne den vollständigen Text zu übernehmen. Es werden nur die wichtigsten Daten 

(Ziele, Anwendungsbereich, Dauer) und die wichtigsten Maßnahmen zusammengefasst, so dass der 

Zusammenhang deutlich wird, ohne dass es zu einer Verdoppelung der Arbeit kommt. 

 

Option 3. Gezielte Maßnahmen ohne vollständigen Plan: Die Behörden können sich darauf beschränken, 

neue, gezielte Maßnahmen im Einklang mit dem Thema eines interföderalen Aktionsplans (Bekämpfung von 
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Rassismus/LGBTI+) zu entwickeln, auch wenn kein vollständiger Plan entwickelt wird. Wenn diese Option 

gewählt wird, werden die betreffenden Maßnahmen vollständig in den thematischen Interföderalen 

Aktionsplan aufgenommen, da es keinen separaten Plan gibt, auf den man sich beziehen könnte. 

 

Option 4. Übergangsmodalität: Wenn die Pläne gerade erst fertiggestellt wurden oder eine Behörde sich 

zwischen zwei Planungszyklen befindet, bietet der IRAD eine flexible Übergangsmodalität. In diesem Fall 

könnte eine Absichtserklärung in den interföderalen Aktionsplan aufgenommen werden, in welcher der 

Zeitplan und die Modalitäten des künftigen Beitrags der Behörde festgelegt werden, damit die Kontinuität 

der Zusammenarbeit gewahrt bleibt und neue Pläne oder Maßnahmen später reibungslos eingeführt werden 

können. Der interföderale Aktionsplan verweist somit auf diesen zukünftigen Beitrag, ohne ihn bereits 

inhaltlich zu formulieren. 

 

Obwohl der IRAD keine formale Verpflichtung zur Wahl einer bestimmten Modalität vorsieht, steht die aktive 

Beteiligung im Mittelpunkt des interföderalen Engagements. Theoretisch könnte eine Behörde beschließen, 

sich nicht an einer dieser Beitragsformen zu beteiligen, aber eine solche Entscheidung würde die Philosophie 

des IRAD untergraben. Der Rahmen geht nämlich von dem Grundsatz aus, dass für einen thematischen 

interföderalen Aktionsplan jede teilnehmende Behörde im Rahmen ihrer Zuständigkeiten Maßnahmen 

entwickelt, die der spezifischen Realität ihrer Region oder ihrer politischen Ebene entsprechen und die 

durch gemeinsame bereichsübergreifende Maßnahmen ergänzt werden. Nur durch dieses doppelte 

Engagement – behördenspezifische und gemeinsame Maßnahmen – kann ein interföderaler Aktionsplan zu 

einem kohärenten und glaubwürdigen Ganzen werden, das den gemeinsamen Kampf gegen Diskriminierung 

widerspiegelt. Unabhängig von der gewählten Teilnahmemodalität trägt jede teilnehmende Behörde 

automatisch zur Umsetzung der von der Teil-IMK Chancengleichheit und Rassismusbekämpfung 

festgelegten bereichsübergreifenden Maßnahmen bei. Ab dem Zeitpunkt, an dem ein thematischer 

interföderaler Aktionsplan offiziell lanciert wird, gelten diese bereichsübergreifenden Maßnahmen für alle 

teilnehmenden Behörden, unabhängig von ihrem individuellen Rhythmus oder der Form ihres Beitrags. 

Dadurch wird sichergestellt, dass jede Behörde, unabhängig von der spezifischen Modalität, zu den 

gemeinsamen Hebeln beiträgt, die die Kohärenz, Sichtbarkeit und Wirksamkeit der interföderalen Politik 

stärken. Die gemeinsame Umsetzung dieser bereichsübergreifenden Maßnahmen stellt somit die 

strukturelle Mindestverpflichtung dar, die alle beteiligten Behörden bindet. Dies schafft ein praktikables 

Gleichgewicht: Die Differenzierung ermöglicht den Behörden, sich an ihrem tatsächlichen politischen Kontext 

zu orientieren, während eine verbindliche, gemeinsame Untergrenze die Kohärenz der 

bereichsübergreifenden Maßnahmen gewährleistet. Der IRAD vermeidet somit sowohl eine unverbindliche 

Anhäufung von Einzelinitiativen als auch eine einheitliche Starrheit und schafft gleiche Bedingungen, bei 

denen jede Behörde zumindest die strukturelle Mindestverpflichtung eingeht und ermutigt wird, durch 

eigene Initiativen weiterzugehen. 

 

5.2. RICHTLINIEN FÜR BEITRÄGE 
Um die Qualität, Transparenz und Vergleichbarkeit der Beiträge zu verbessern, wird empfohlen, dass die 

teilnehmenden Behörden bei der Ausarbeitung ihres Beitrags zu einem thematischen interföderalen 

Aktionsplan einige grundlegende Anforderungen beachten, wobei zu berücksichtigen ist, dass dies für 

Behörden mit bereits ausgearbeiteten Plänen oder Maßnahmen nicht immer machbar ist. Die Verwendung 

dieser Struktur wird daher insbesondere für die in der Entwicklung befindlichen Beiträge empfohlen.  
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Konkret werden die Maßnahmen SMART formuliert – d. h. spezifisch, messbar, akzeptabel, realistisch und 

terminiert – und wird für jede Maßnahme klar festgelegt, wer für die Umsetzung verantwortlich ist, welche 

Partner beteiligt sind und welche Zielgruppe angesprochen wird. Die Behörde bietet einen Einblick in die 

verfügbaren Ressourcen und Umsetzungskapazitäten und konkretisiert die Aktionen und die Evaluierung auf 

Maßnahmenebene anhand von Indikatoren, Zeitplänen und Bewertungskriterien. Darüber hinaus stimmen 

die Behörden den Zeitplan für neue oder erneuerte Pläne mit dem gemeinsamen Zyklus des Interföderalen 

Rahmens ab, sodass das/die zwischenzeitliche und das/die abschließende Monitoring und Evaluierung 

synchronisiert werden können. Über die Fortschritte wird im Rahmen der vereinbarten Berichtsstrukturen 

berichtet, sodass alle Daten reibungslos in das gemeinsame Follow-up integriert werden können. 

 

Die in diesem Abschnitt beschriebenen Richtlinien werden in einem Umsetzungsvermerk operativ 

verankert, in dem unter anderem harmonisierte Formate und Vorlagen für die Beiträge der Behörden 

vorgeschlagen werden (siehe unten).  

 

6. ZUSAMMENARBEIT ALS STRUKTURELLER BAUSTEIN 

Die Zusammenarbeit ist ein grundlegender Baustein des IRAD. Sie ist nicht nur ein Grundsatz, sondern ein 

Wirkungsmechanismus, der die Kohärenz, Wirksamkeit und Legitimität der Politik verstärkt. Im Rahmen des 

IRAD nimmt die Zusammenarbeit durch das interföderale Kapitel, die bereichsübergreifenden Maßnahmen 

sowie die Art und Weise, in der die beteiligten Behörden ihre Beiträge entwickeln, Gestalt an. 

6.1. ZUSAMMENARBEIT BEI BEITRÄGEN 
Auch wenn mehrere Formen individueller Beiträge zu einem thematischen interföderalen Aktionsplan 

möglich sind, bedeutet dies nicht, dass Kooperationen ausgeschlossen sind – ganz im Gegenteil. Im Rahmen 

des IRAD wird die Zusammenarbeit zwischen den teilnehmenden Behörden ausdrücklich als eine der 

Modalitäten betrachtet, durch die sie zu einem thematischen interföderalen Aktionsplan beitragen können. 

Zwei oder mehr teilnehmende Behörden können sich jederzeit dafür entscheiden, gemeinsam gezielte 

Maßnahmen im Rahmen eines thematischen interföderalen Aktionsplans zu entwickeln oder zu 

kofinanzieren, ohne dass es sich um einen vollständig gemeinsamen Plan handeln muss. Solche 

Kooperationen können unterschiedliche Formen annehmen, wie z. B. gemeinsame Studien oder 

Forschungsprojekte, gemeinsame Sensibilisierungskampagnen mit interregionaler Wirkung oder Projekte 

über Zuständigkeitsgrenzen hinweg. Der thematische interföderale Aktionsplan weist diese gemeinsamen 

Maßnahmen als solche aus, mit klaren Rollen und Verantwortlichkeiten. 

6.2. ZUSAMMENARBEIT MIT DER ZIVILGESELLSCHAFT  
Die Zivilgesellschaft ist ein wichtiger Partner bei der Bekämpfung von Diskriminierung. Organisationen, 

Vereine und Erfahrungsexperten geben aus ihrer Erfahrung heraus Signale, formulieren Empfehlungen und 

helfen bei der Umsetzung der Politik in die tägliche Realität der Bürger. Der IRAD erkennt diese Rolle 

ausdrücklich an und ermutigt jede teilnehmende Behörde, die Zivilgesellschaft strukturell und auf 

transparente Weise in die Vorbereitung, Umsetzung und Bewertung ihrer Beiträge zu einem thematischen 

interföderalen Aktionsplan einzubeziehen. 
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Die konkrete Ausgestaltung dieser Zusammenarbeit obliegt der Verantwortung der einzelnen Behörden. 

Der IRAD formuliert hierzu eine Reihe von Empfehlungen: Die Beteiligung sollte möglichst repräsentativ und 

inklusiv gestaltet werden (auch unter Berücksichtigung kleinerer oder weniger etablierter Organisationen), 

die Konsultation sollte möglichst transparent sein und eine klare Rückmeldung über die Verarbeitung der 

Beiträge geben, und die Zusammenarbeit sollte nach Möglichkeit nachhaltig entwickelt werden. 

 

7. MONITORING UND EVALUIERUNG 
 

Eine wirksame Antidiskriminierungspolitik erfordert nicht nur klare Ziele, sondern auch ein zuverlässiges 

System, um Fortschritte zu messen, aus der Umsetzung zu lernen und Anpassungen vorzunehmen. Aus 

diesem Grund sind Monitoring und Evaluierung ein zentraler Bestandteil des IRAD: Sie sorgen für 

Transparenz, stärken die Kohärenz zwischen den beteiligten Behörden und unterstützen die kontinuierliche 

Qualitätsverbesserung.  

 

Das Follow-up findet auf zwei Ebenen statt, die einander verstärken. Jede Behörde überwacht die 

Umsetzung und die Auswirkungen ihrer eigenen Pläne und Maßnahmen, während auf interföderaler Ebene 

der gemeinsame Rahmen überwacht wird: Methodologie, Governance, Zusammenarbeit und 

bereichsübergreifende Maßnahmen. Die diesbezüglichen Vereinbarungen sind Teil des interföderalen 

Kapitels jedes thematischen Aktionsplans und somit ein struktureller Bestandteil der Zusammenarbeit. 

7.1. MONITORING UND EVALUIERUNG DES EIGENEN BEITRAGS  
Jede teilnehmende Behörde bleibt für das Monitoring und die Evaluierung ihres eigenen Beitrags zum 

thematischen interföderalen Aktionsplan verantwortlich. Für das Monitoring erstellt sie einen Bericht, der 

mindestens die Ziele, Indikatoren, Ergebnisse und Lernpunkte enthält. Zu diesem Zweck wird im Rahmen des 

Umsetzungsvermerks (siehe weiter unten) eine gemeinsame Vorlage entwickelt, sodass die 

Berichterstattung harmonisiert wird und das föderale Büro für Chancengleichheit von jeder Behörde 

vergleichbare Berichte erhält, die reibungslos in eine gemeinsame Übersicht integriert werden können.  

 

Bei Behörden, die ihren Beitrag durch die Integration bereits laufender Pläne oder Maßnahmen (Option 1) 

oder durch einen eigenen neuen Plan oder eine eigene Strategie (Option 2) leisten, sollen Monitoring und 

Evaluierung nicht doppelt ausgeführt werden. Vorhandene Monitoring- und Evaluierungsdaten werden 

mithilfe der Vorlage zu Kerninformationen (Zielsetzungen, Indikatoren, Schlüsselergebnisse und 

Schlussfolgerungen) zusammengefasst, die direkt in den integrierten Bericht übernommen werden können. 

Dies baut auf dem Bestehenden auf, ohne zusätzlichen Berichterstattungsaufwand. 

 

Die teilnehmenden Behörden übermitteln ihre Monitoring-Berichte an das föderale Büro für 

Chancengleichheit, das 18 Monate nach dem Start des thematischen Plans einen integrierten Monitoring-

Bericht erstellt. Dieser Bericht wird in der Teil-IMK für Chancengleichheit und Rassismusbekämpfung erörtert 

und validiert, enthält eine Bestandsaufnahme pro Behörde, den Stand der bereichsübergreifenden und 

gemeinsamen Maßnahmen sowie eine Zusammenfassung der Trends, Herausforderungen und gemeinsamen 

Lernpunkte und wird veröffentlicht. 

 

Da die beteiligten Behörden mit unterschiedlichen Planungszyklen arbeiten, wendet der IRAD das Prinzip des 

eigenen Tempos innerhalb eines gemeinsamen Ganzen an. Der erste gemeinsame Monitoringbericht wird 
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nach 18 Monaten auf der Grundlage der zu diesem Zeitpunkt verfügbaren Daten erscheinen und dann 

entsprechend dem Eingang neuer Daten aktualisiert werden. Behörden, die neue Pläne oder Maßnahmen 

entwickeln, wird empfohlen, ihre interne Überwachung so weit wie möglich auf diesen Zeitplan 

abzustimmen. 

 

Das gleiche Prinzip gilt für die Evaluierung. Jede teilnehmende Behörde evaluiert ihre Maßnahmen, 

vorzugsweise unter Einbeziehung unabhängiger Beurteiler, der Zivilgesellschaft oder anerkannter 

Gleichstellungsstellen. Auch hier wird eine gemeinsame Vorlage bereitgestellt, sodass die wichtigsten 

Ergebnisse aus bestehenden Evaluierungen (in integrierten Plänen oder Maßnahmen) leicht in ein ähnliches 

Format übertragen werden können. Nach Ablauf eines thematischen interföderalen Aktionsplans erstellt 

das föderale Büro für Chancengleichheit einen integrierten Evaluierungsbericht auf der Grundlage der 

verfügbaren behördlichen Evaluierungen. In Anbetracht der gestaffelten Beiträge legt jede Behörde 

mindestens vier Jahre nach dem Start eine zwischenzeitliche Evaluierung oder Synthese vor; spätere 

vollständige Evaluierungen werden in den gemeinsamen Bericht für den nächsten Zyklus aufgenommen.  

 

7.2. MONITORING UND EVALUIERUNG DES INTERFÖDERALEN RAHMENS SELBST 
Neben den thematischen Aktionsplänen wird auch der IRAD als Ganzes überwacht und evaluiert. Der 

Schwerpunkt liegt dabei auf der Funktionsweise von Methodologie und Governance, der Koordinierung und 

Zusammenarbeit zwischen den beteiligten Behörden und der Wirksamkeit der bereichsübergreifenden 

Maßnahmen. 

 

Als Ausgangspunkt wird vorgeschlagen, dass das Monitoring des Rahmens unter der Koordination des 

föderalen Büros für Chancengleichheit erfolgt und dass die Evaluierung vorzugsweise von einem 

unabhängigen Gremium mit inhaltlichem Fachwissen durchgeführt wird. Dieser Vorschlag sieht eine 

zwischenzeitliche Evaluierung etwa 18 Monate nach der Verabschiedung des IRAD und eine abschließende 

Evaluierung nach fünf Jahren vor. Die Ergebnisse werden in der Teil-IMK im Hinblick auf eine mögliche 

Anpassung von Bausteinen, methodologischen Vereinbarungen oder Prioritäten diskutiert (Beibehaltung, 

Verfeinerung, Aktualisierung oder Ergänzung durch neue bereichsübergreifende Maßnahmen). 

 

Dieser Monitoring- und Evaluierungsrahmen wird der Teil-IK Chancengleichheit und Rassismusbekämpfung 

vorgelegt. Die konkreten Vereinbarungen über Modalitäten, Zeitplan und Rollenverteilung werden dort 

weiter erörtert und dann im interföderalen Kapitel verankert. Im Umsetzungsvermerk (siehe weiter unten) 

werden nach der Genehmigung dieses Vorschlags durch die Teil-IMK die praktischen Einzelheiten und die 

Planung des Monitorings und der Evaluierung des IRAD näher erläutert. 

 

8. VOM KONZEPT ZUR UMSETZUNG 
 
Der Übergang vom Konzept zur Umsetzung bedeutet, dass die Bausteine des IRAD in konkrete Maßnahmen 

umgesetzt werden. Während in den vorangegangenen Kapiteln der Rahmen definiert wurde, wird in diesem 

Kapitel beschrieben, wie er in der Praxis angewandt wird: Wie der Rahmen formell verabschiedet und seine 

Umsetzung organisiert wird und wie sich die Behörden entsprechend ihrem eigenen Planungszyklus 

schrittweise anschließen. 
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8.1. PRÄSENTATION UND FÖRMLICHE GENEHMIGUNG 
Die formale Umsetzung des IRAD beginnt mit der ersten Sitzung der Teil-IMK für Chancengleichheit und 

Rassismusbekämpfung am 17. Dezember 2025. Dieses Treffen ist der erste Meilenstein auf dem Weg vom 

Konzept zur Umsetzung.  

 

Bei dieser Sitzung: 

• wird das Konzept für den Interföderalen Rahmen für Aktionspläne gegen Diskriminierung (IRAD) 

erläutert und besprochen; 

• werden die drei vorgeschlagenen nicht-thematischen bereichsübergreifenden Maßnahmen 

vorgestellt und besprochen; 

• werden die beiden vorrangigen thematischen Programme (der Interföderale Aktionsplan LGBTI+ und 

der Interföderale Aktionsplan gegen Rassismus) bestätigt; 

• wird gemeinsam beurteilt, ob zusätzlich zu den drei festen Maßnahmen weitere thematische 

bereichsübergreifende Maßnahmen für ein oder beide Schwerpunktthemen erforderlich sind; 

• wird das föderale Büro für Chancengleichheit förmlich beauftragt, einen Umsetzungsvermerk zu 

erstellen. 

 

Auf der Grundlage des Austauschs in der Teil-IMK wird das Konzept und nötigenfalls der Satz 

bereichsübergreifender Maßnahmen verfeinert. Der Umsetzungsvermerk ist die Übersetzung des IRAD in 

operative Vereinbarungen zwischen den beteiligten Behörden. Er enthält: den Vorschlag für das 

interföderale Kapitel, Formate für die Beiträge der beteiligten Behörden, einen Vorschlag für (mögliche) 

zusätzliche thematische bereichsübergreifende Maßnahmen, die Governance-Vereinbarungen, 

Vereinbarungen über Monitoring, Evaluierung und Berichterstattung sowie eine konkrete Planung für die 

Anwendung auf die beiden Schwerpunktthemen. 

 

Der nächste Meilenstein ist die formale Validierung des IRAD als methodologischer Rahmen, der drei 

bereichsübergreifenden Maßnahmen und des Umsetzungsvermerks. Gleichzeitig geben die teilnehmenden 

Behörden an, gemäß welcher Modalitäten sie zu den thematischen Aktionsplänen beitragen werden. 

 

Nach der Validierung ergibt sich die gemeinsame Verpflichtung zur systematischen Anwendung des IRAD auf 

die vorrangigen Aktionspläne, zur Umsetzung der bereichsübergreifenden Maßnahmen und zur 

Bereitstellung der erforderlichen politischen und administrativen Kapazitäten je Behörde.  

 

 

 

 

8.2. ERSTE KONKRETE ANWENDUNG DES IRAD 
 

INTERFÖDERALER AKTIONSPLAN LGBTI+ (2026-2030) 
Die internationalen und europäischen Entwicklungen haben die LGBTI+-Rechte in den letzten Jahren 

ausdrücklich auf die Tagesordnung gesetzt. In UN-Resolutionen und den Yogyakarta-Prinzipien wird 

bekräftigt, dass der Schutz von LGBTI+-Personen integraler Bestandteil der Menschenrechte ist. Die 

Strategien der Europäischen Kommission zur Gleichstellung von LGBTI+ (2020-2025 und 2026-2030) fordern 
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ausdrücklich nationale Aktionspläne mit messbaren Zielen und transparenter Berichterstattung. In Belgien 

haben die föderale Regierung, die Regionen und die Gemeinden seit 2013 ihre eigenen LGBTI+-Aktionspläne 

entwickelt. Sie brachten wichtige Fortschritte, folgten aber unterschiedlichen Zeitplänen und Strukturen, 

wodurch ein kohärentes Monitoring und die Berichterstattung erschwert wurden. Da viele 

Planungszeiträume im Jahr 2025 enden, bietet das Jahr 2026 einen natürlichen Dreh- und Angelpunkt, um 

die nächste Generation von Maßnahmen in einem gemeinsamen Rahmen zu verankern. Der Interföderale 

LGBTI+-Aktionsplan ist somit die erste konkrete Anwendung des IRAD und die Gelegenheit, zu zeigen, dass 

eine Zusammenarbeit über Zuständigkeitsebenen hinweg sowohl machbar ist als auch einen Mehrwert 

schafft. Eine gemeinsame Lancierung des interföderalen LGBTI+-Aktionsplans wird für den 17. Mai 2026 

angestrebt (IDAHOT).  

 

INTERFÖDERALER AKTIONSPLAN GEGEN RASSISMUS (2026-2030) 
Die Forderung nach einem nationalen oder interföderalen Aktionsplan gegen Rassismus besteht seit mehr 

als zwanzig Jahren. Belgien hat sich in der Erklärung von Durban und dem darauffolgenden Aktionsprogramm 

(2001) dazu verpflichtet, wobei dieses Engagement in aufeinanderfolgenden internationalen Evaluierungen 

(UPR, ECRI, CERD) bekräftigt wurde. Der EU-Aktionsplan gegen Rassismus 2020-2025, der ab 2026 erneuert 

werden soll, fordert ebenfalls integrierte nationale Aktionspläne. Auf verschiedenen Regierungsebenen gibt 

es bereits Aktionspläne gegen Rassismus, die jedoch häufig nur begrenzt aufeinander abgestimmt sind. Der 

25. Jahrestag der Erklärung von Durban im September 2026 schafft einen symbolischen und politischen 

Impuls, um diese Initiativen in einem interföderalen Ganzen zu verbinden. Der Interföderale Aktionsplan 

gegen Rassismus macht aus einzelnen Initiativen eine gemeinsame Strategie mit klaren Zuständigkeiten, 

gemeinsamen Folgemaßnahmen und internationaler Sichtbarkeit. Angestrebt wird ein gemeinsamer Start 

um den 8. September 2026. 

 

Beide Pläne folgen der gleichen Struktur: ein gemeinsames interföderales Kapitel, die vereinbarten 

bereichsübergreifenden Maßnahmen – ggf. thematisch ergänzt – und die Integration der eigenen Beiträge 

der beteiligten Behörden. Behörden mit einem laufenden Plan oder Maßnahmen können sich sofort 

integrieren; andere schließen sich an, sobald ihr Beitrag verfügbar ist. Dieser stufenweise Ansatz 

gewährleistet, dass die teilnehmenden Behörden sich in ihrem eigenen Tempo anschließen können, ohne 

den Fortschritt des Ganzen zu verlangsamen. Konkret werden die beiden interföderalen Aktionspläne bei der 

offiziellen Vorstellung nur einige wenige Beiträge enthalten, die jedoch nach und nach ergänzt werden, wenn 

andere Behörden ihre Beiträge entwickeln. Daher sollten die Pläne nicht als statische Dokumente betrachtet 

werden, sondern als ein dynamisches Gebilde, das sich je nach den Gegebenheiten der beteiligten Behörden 

weiterentwickelt. Beide Pläne folgen auch der gleichen Methodik für das Monitoring und die Evaluierung, 

wie zuvor festgelegt: Zwischenberichte nach etwa 18 Monaten und eine abschließende Evaluierung im Jahr 

2030. Die Ergebnisse werden innerhalb der Teil-IMK diskutiert und zur Verfeinerung des IRAD für den 

nächsten Zyklus verwendet. 

 

8.3. UMSETZUNG UND WEITERVERFOLGUNG BEI WECHSELNDEM VORSITZ 
Die Ausgestaltung und Umsetzung der thematischen Aktionspläne und der bereichsübergreifenden 

Maßnahmen setzen eine enge Zusammenarbeit zwischen den zuständigen Verwaltungen aller beteiligten 

Behörden voraus. Auf diese Weise wird der Umsetzungsvermerk nicht nur zu einer Referenz für die politische 

Entscheidungsfindung, sondern auch zu einem Arbeitsdokument für die Verwaltungen. Durch diesen 
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gemeinsamen Verwaltungseinsatz wird die interföderale Zusammenarbeit in der Praxis verankert und kann 

der IRAD wirksam angewendet werden. 

 

Der Vorsitz der Teil-IMK für Chancengleichheit wechselt zwischen den Behörden. Da der IRAD eine 

mehrjährige Zusammenarbeit und eine laufende Überwachung vorsieht, sorgen zwei strukturelle 

Elemente für Kontinuität bei der Umsetzung und dem Monitoring: 

• Zentrale Koordination durch das föderale Büro für Chancengleichheit: Das föderale Büro für 

Chancengleichheit fungiert als ständiges Sekretariat und überwacht die konsequente Anwendung 

des IRAD und die Umsetzung der thematischen interföderalen Aktionspläne gegen Diskriminierung, 

unabhängig davon, welche Behörde den Vorsitz führt. Dadurch werden Informationen, 

Überwachung, Berichterstattung und Dokumentenverwaltung an einem Ort gesichert. 

• Festgelegte Meilensteine auf der Tagesordnung der Teil-IMK: Der Rahmen sieht verbindliche 

Zeitpunkte für die Fortschrittsberichterstattung vor. Dieser feste Rhythmus macht die Abläufe 

weniger abhängig von organisatorischen Unterschieden zwischen den aufeinanderfolgenden 

Vorsitzenden. 

 

Durch diese doppelte Verankerung wird sichergestellt, dass die Aktionspläne, die Berichterstattung und die 

Anpassung innerhalb der Teil-IMK nach dem vereinbarten Zeitplan erfolgen. 

 

Diese Mechanismen bilden auch die Brücke zum indikativen Zeitplan, in dem die Etappenziele aufgeführt 

sind. Der genaue Zeitplan wird im Umsetzungsvermerk und durch die Koordinierung innerhalb des Teil-IMK 

Chancengleichheit und Rassismusbekämpfung weiter präzisiert werden. Diese Zeitleiste bildet gleichzeitig 

den Auftakt zum abschließenden Kapitel 10, das sich eingehender mit der Kommunikationsstrategie befasst, 

die erforderlich ist, um diese gemeinsamen Anstrengungen sichtbar und erkennbar zu machen. 
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9. VORLÄUFIGER ZEITPLAN 
MEILENSTEIN WIE ZEITPUNKT ZIELSETZUNG 

PHASE 1 – Genehmigung 

Erste Teil-IMK für 

Chancengleichheit und 

Rassismusbekämpfung 

Physische Sitzung Teil-

IMK 

17.12.25 Präsentation und Diskussion des IRAD-Konzepts und der drei 

bereichsübergreifenden Maßnahmen. 

Validierung der prioritären Themen (LGBTI+, Rassismus) und 

Beurteilung des Bedarfs an thematischen bereichsübergreifenden 

Maßnahmen. 

Beauftragung des föderalen Büros für Chancengleichheit mit der 

Ausarbeitung des Umsetzungsvermerks. 

Validierung  

 

Kabinettübergreifende 

Arbeitsgruppe und 

elektronisches 

Verfahren 

13.12.26  
(vor der 

Krokuspause) 

Formale Validierung des IRAD, der drei bereichsübergreifenden 

Maßnahmen und des Umsetzungsvermerks (einschließlich möglicher 

Vorschläge für zusätzliche thematische bereichsübergreifende 

Maßnahmen). 

Die teilnehmenden Behörden geben an, nach welchen Modalitäten 

sie zu den thematischen Aktionsplänen (LGBTI+, Rassismus) 

beitragen werden. 

PHASE 2 – Konkrete Anwendung 

Kabinettübergreifende Arbeitsgruppe und 

elektronisches Verfahren 

Februar – 

April 2026 

Besprechung des Vorschlags des interföderalen LGBTI+-Aktionsplans 

(interföderales Kapitel, bereichsübergreifende Maßnahmen) 

Validierung des 

interföderalen LGBTI+-

Aktionsplans = 

offizieller Start 

 

Physische Sitzung Teil-

IMK 

17.05.26  
(15. oder 18. 

Mai) 

Die Teil-IMK validiert das interföderale Kapitel und die 

bereichsübergreifenden Maßnahmen des interföderalen LGBTI+-

Aktionsplans, woraufhin der Plan offiziell lanciert wird, einschließlich 

der Beiträge der Behörden, die dazu bereit sind. Andere Behörden 

können ihren Beitrag ab diesem Zeitpunkt in ihrem eigenen Tempo 

integrieren.  

Kabinettübergreifende Arbeitsgruppe und 

elektronisches Verfahren 

Mai – Juli 

2026 

Besprechung des Vorschlags für einen Interföderalen Aktionsplan 

gegen Rassismus (interföderales Kapitel, bereichsübergreifende 

Maßnahmen) 

Validierung des 

interföderalen 

Aktionsplans gegen 

Rassismus = offizieller 

Start 

Physische Sitzung Teil-

IMK 

08.09.26 Die Teil-IMK validiert das interföderale Kapitel und die 

bereichsübergreifenden Maßnahmen des interföderalen 

Aktionsplans gegen Rassismus, woraufhin der Plan offiziell gestartet 

wird, einschließlich der Beiträge der Behörden, die dazu bereit sind. 

Andere Behörden können ihren Beitrag ab diesem Zeitpunkt in 

ihrem eigenen Tempo integrieren.  

PHASE 3 - Umsetzung 

Koordinierung durch das föderale Büro für 

Chancengleichheit 

Ab der 

offiziellen 

Lancierung 

Gemeinsame Umsetzung der bereichsübergreifenden Maßnahmen 

der beiden interföderalen Aktionspläne. 

 

 Abhängig 

von der 

eigenen 

Planung 

Die teilnehmenden Behörden setzen ihren eigenen Beitrag zu den 

Aktionsplänen um. 

PHASE 4 – Monitoring und Evaluierung 

Zwischenzeitliches 

Monitoring IRAD und 

Aktionspläne 

Physische Sitzung Teil-

IMK 

 18 Monate 

nach der 

offiziellen 

Lancierung 

Die konsolidierten Monitoringberichte werden von der Teil-IMK 

validiert. 
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Abschließende 

Evaluierungen der 

Aktionspläne 

Physische Sitzung Teil-

IMK 

2030 Die konsolidierten Evaluierungsberichte werden von der Teil-IMK 

validiert.  

Abschließende 

Evaluierung IRAD  

Physische Sitzung Teil-

IMK 

2031 Die abschließende Evaluierung des IRAD wird von der Teil-IMK 

validiert. 

10. KOMMUNIKATION 
 

Kommunikation ist ein wesentlicher Baustein des IRAD. Sie macht das gemeinsame Ziel sichtbar und stärkt 

die Kohärenz zwischen den Beiträgen der beteiligten Behörden. Die Kommunikationsstrategie stützt sich 

auf drei Grundprinzipien: 

1. Kohärenz und Erkennbarkeit 

Die gesamte Kommunikation über den IRAD und die thematischen interföderalen Aktionspläne geht 

von einer gemeinsamen Identität aus, mit einer gemeinsamen visuellen Linie, einer einheitlichen 

Sprache und einer erkennbaren Botschaft. So bleiben die verschiedenen Themen und Beiträge der 

Behörden eindeutig Teil eines größeren Ganzen. 

2. Gemeinsame Verantwortung 

Die Kommunikation ist eine gemeinsame Aufgabe der Föderalbehörde und der föderierten 

Gebietskörperschaften. Jede teilnehmende Behörde kommuniziert ihre eigenen Initiativen, aber 

innerhalb eines vereinbarten Rahmens, sodass die Botschaften einander verstärken, anstatt sich 

gegenseitig zu fragmentieren. 

3. Transparenz und Sichtbarkeit 

Informationen über Zielsetzungen, Fortschritte, Monitoring und Evaluierung werden den Bürgern, 

der Zivilgesellschaft und internationalen Partnern öffentlich zugänglich gemacht. Die 

Beurteilungskriterien, Indikatoren und Ergebnisse werden so deutlich wie möglich kommuniziert. 

 
Angesichts des schrittweisen Zuflusses der Eigenbeiträge der teilnehmenden Behörden ist eine integrierte 
Kommunikationsstrategie erforderlich. Gemeinsame Kommunikationsmomente sind bei wichtigen 
Meilensteinen vorgesehen, z. B.: 

• Genehmigung des IRAD; 

• Vorstellung der thematischen Pläne; 

• Integration neuer Beiträge; 

• Veröffentlichung von Monitoring- und Evaluierungsberichten. 

 
Diese festen Momente erhöhen die öffentliche Sichtbarkeit und zeigen den Fortschritt auf kohärente Weise. 
 
Das föderale Büro für Chancengleichheit koordiniert die Umsetzung der Kommunikationsstrategie in enger 

Zusammenarbeit mit den verschiedenen Behörden. Die Teil-IK dient als Konsultationsplattform für 

Kommunikationsrichtlinien, gemeinsame Momente und Wortführung. Zur Gewährleistung der Kohärenz 

wird eine gemeinsame visuelle Identität entwickelt (Logos, Verwendung von Farben, Typografie, Tonfall und 

integrative Sprache), die durch Vereinbarungen über Mehrsprachigkeit und barrierefreie Kommunikation 

ergänzt wird. Diese Linie gilt für alle Kommunikationsmittel, von Berichten und Pressemitteilungen bis hin zu 

digitalen Veröffentlichungen. Ein zentrales digitales Portal, das vom föderalen Büro für Chancengleichheit 

koordiniert wird, bündelt alle Informationen: thematische Aktionspläne und Beiträge der teilnehmenden 
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Behörden, bereichsübergreifende Maßnahmen, Monitoring- und Evaluierungsberichte, Zeitpläne und 

beteiligte Partner. Diese Plattform erfüllt eine doppelte Funktion. Sie dient intern als Arbeitsinstrument für 

die Koordinierung und den Wissensaustausch und extern als öffentlicher Schalter, der einen transparenten 

Zugang zur belgischen Vorgehensweise bietet. 

 

Die Vereinbarungen über die Kommunikation sowie die Vereinbarungen über die Umsetzung, das Monitoring 

und die Evaluierung werden ausdrücklich in das interföderale Kapitel jedes thematischen interföderalen 

Aktionsplans aufgenommen. 

 

*** 


